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Wiesbaden in 50 Jahren:
Nachindustrielle Hölle oder lebendige Stadt? 

Liebe Wiesbadener!

Die Weichen für die Zukunft werden
heute gestellt, auch in der Kommunal-
politik – obwohl die natürlich davon
abhängt, wohin in Deutschland, in
Europa, ja international die Reise geht.
Ganz sicher aber bestimmt die Politik,
die heute gemacht wird, wie das Leben
in Wiesbaden im Jahre 2056 aussehen
wird.

Wiesbaden 2056 interessiert Sie
nicht? Sie haben naheliegendere Sor-
gen? Vielleicht haben diese Sorgen –
z.B. keinen Job zu haben – mehr mit
der Zukunft zu tun, als Sie denken. 

Wiesbaden 2056

Außerdem glauben wir gar nicht, daß
es Ihnen wirklich gleichgültig ist, ob
Sie selbst (falls Sie jung sind) oder (falls
Sie nicht mehr jung sind) Ihre Kinder,
Enkel, Nichten oder Neffen in einem
modernen, produktiven, pulsierenden
Wiesbaden leben oder in einer abge-
lebten, schrumpfenden nachindu-
striellen Öde. Wollen Sie dann durch
lauter dichtgemachte Industrieruinen
spazieren, vorbei an verfallenen Hal-
len mit eingebrochenen Dächern,
über Straßen voller Pfützen, weil das
Wasser sich in den kratergroßen
Schlaglöchern sammelt; durch verwai-
ste Straßenzüge wie in Baltimore oder
Detroit, wohin kein Bus mehr fährt
und in verlassenen Häusern Straßen-
kinder und Junkies kampieren; über
stillgelegte Bahngleise und vorbei an
geborstenen Strommasten; durch
schmutzige Elendsgettos, wo die Ar-
men leben, die im globalisierten
Dschungel nicht einmal als Sklaven
mehr eine Anstellung finden, und wo
Krankheiten, Wut und Hoffnungslo-
sigkeit wuchern; vorbei an Spielhöllen
und Sexshops, wo früher einmal Bi-
bliotheken, Schulen und Kindergärten
waren, und Haßparolen an beschmier-
ten Wänden? Unten am Rhein stößt
man auf eine lange Mauer, oben mit

Stacheldraht bewehrt: Sie umschließt
den privat bewachten Residenz- oder
Sicherheitstrakt, wo die wenigen Rei-
chen in teuren Terassenhäusern sich
verschanzt haben — selbstverständ-
lich alle Eigentumswohnungen mit
Rheinblick!

Nein, es muß nicht so kommen.
Zum Glück leben wir in einer Demo-
kratie, und Sie entscheiden mit, ob es
in Wiesbaden in 50 Jahren so — oder
vielleicht ganz anderes zugeht. Denn
wir könnten es ja auch viel besser ma-
chen. Die Fehler, die zur heutigen Kri-
se geführt haben, könnten überwun-
den werden, und Wiesbaden wäre in
zwei Generationen eine moderne, le-
bendige Stadt, wo produziert, ge-
forscht, gelernt und gelehrt wird; wo
jeder, der will und kann, einem or-
dentlich bezahlten Beruf nachgeht;
wo gleichzeitig gearbeitet, gewohnt,
geliebt, gefeiert, Kinder großgezogen
und ausgebildet werden; wo die Zwei-
klassenmedizin wieder überwunden
und eine dem Wissensstand gemäße
medizinische Versorgung Teil des kul-
turellen Niveaus ist; wo der Güterver-
kehr in Rohrleitungen unter die Erde
verlegt wurde (z.B. System CargoCap),
wo der Nah- und Fernverkehr großen-
teils auf Magnetbahntechnik umge-

stellt wurde; wo die „wissensbasierte“
Gesellschaft diesen Namen wirklich
verdient, da die ständige Entdeckung
neuer Prinzipien, Techniken und Ver-
fahren zu echten Innovationen führt,
anstatt bloß zu neuen Computerspie-
len oder noch gigantischeren Fernseh-
bildschirmen; und wo der Dialog der
Kulturen unter den Bürgern eine faszi-
nierende Renaissance in Wissenschaft
und Kunst hervorgebracht hat.

Ob es so oder anders kommt, kann
heute niemand wissen; aber sicher ist,
daß gute Politiker die Aufgabe haben,
dafür zu sorgen, daß eine solche Ent-
wicklung möglich wird! Und damit sie
möglich wird, müssen die Krisen, die
wie eine ganze Sammlung von Damo-
klesschwertern über Wiesbaden und
dem Rest der Welt hängen, aus dem
Weg geräumt werden. Wovon reden
wir?

Die zu lösenden Probleme

■ Die Kasinowirtschaft, welche die al-
ten Industriegesellschaften ruiniert
und die Finanzmärkte mit spekulati-
vem Heuschreckengeld über-
schwemmt hat, ist dazu auch noch
pleite. Sobald in Japan mit dem En-
de der Nullzinspolitik der Geldhahn
zugedreht wird, bricht die Spekula-
tionspyramide vermutlich zusam-
men.

■ Was die Grünen sich in den 70er
und 80er Jahren auf die Fahnen ge-
schrieben hatten — Nullwachstum
und Rückbau der Industriegesell-
schaft — ist mit der Globalisierung
traurige Wirklichkeit geworden:
Massenentlassungen vor allem von
Industriearbeitern vermehren das
Riesenheer der Arbeitslosen. Die neo-
liberalen Ideologen haben gar kein

Interesse, es zu verkleinern; je mehr
Menschen keinen Job haben, desto
leichter kann man ja die Löhne sen-
ken. 

■ Die immer größeren Defizite in den
Staatskassen und Sozialversicherun-
gen sind die direkte Folge der Mas-
senarbeitslosigkeit. Der Sozialstaat
und die Gesundheitsversorgung
werden mit jeder Sparreform weiter
zurückgefahren, so daß wir mit Not-
lagen wie der drohenden Grippe-
pandemie schon nicht mehr fertig
werden könnten.

■ Nicht zum ersten Mal in der Ge-
schichte kommt mit der Wirt-
schaftskrise der Krieg Hand in Hand.
Der „Krieg gegen den Terror“ ist von
neokonservativen Synarchisten wie
Dick Cheney, George Shultz oder
Tony Blair als „langer Krieg“ und
dauernder Ausnahmezustand ge-
plant. Als ideologischer „Krieg der
Kulturen“ soll er nicht nur im Na-
hen Osten und am Persischen Golf,
sondern auch in unseren Städten
Ängste und Ressentiments schüren
und sozialen und kulturellen Un-
frieden stiften.

Wer kann da noch sagen: „Was hat
das mit uns in Wiesbaden zu tun?“ Al-
le sind betroffen: die Arbeitslosen, die
von Heuschrecken bedrohten Mittel-
standsbetriebe, die wachsende Zahl ar-
mer Leute, die zynisch gegeneinander
ausgespielten Bürger aus unterschied-
lichen Kulturkreisen, die alten Leute,
welche so sehr gehofft hatten, nicht
noch einmal Krieg und schlechte Zei-
ten erleben zu müssen, und die jungen
Leute, die man zur No-Future-Genera-
tion gestempelt hat ... 

Für die Lösung kämpfen

Es gibt Lösungen für diese Krisen, aber
dafür muß gekämpft werden.

Vor allem darf man nicht weiter auf
solche Politiker hören, die in sturer 

Schluß mit der Kasinowirtschaft!
Ein Programm für die Landeshauptstadt Wiesbaden

Die Bürgerrechtsbewegung Solidarität
(BüSo) tritt bei der Kommunalwahl am
26. März 2006 mit einer Liste von 27
Stadtverordnetenkandidaten an. Die
BüSo will auf Dauer mitreden in der
Wiesbadener Politik.

Unser Ziel, in die Stadtverordneten-
versammlung einzuziehen, ist reali-
stisch. Bei allen Wahlen seit 2002 ha-
ben die Direktkandidaten der BüSo in
Wiesbaden trotz 5%-Klausel zwischen
579 und 701 Stimmen erhalten. Da es
bei der Stadtverordnetenwahl keine
5%-Klausel gibt, müssen (bei einer
Wahlbeteiligung von rund 50%) nur
gut 1200 Wähler der BüSo ihre 81
Stimmen geben, um der BüSo zu einen
Sitz im Stadtparlament zu verhelfen.
Da die 5%-Klausel erfahrungsgemäß
viele „heimliche Sympathisanten“ da-
von abgehalten hat, die BüSo zu
wählen, dürfte das Wählerpotential
der BüSo schon jetzt ausreichen, um
ins Stadtparlament einzuziehen.

Das weiß auch die Wiesbadener Lo-
kalpresse, und deshalb weigern sich
Wiesbadener Kurier und Wiesbadener
Tagblatt bisher, über die Kandidatur
und das Programm der BüSo zu berich-
ten. Sie hoffen offenbar, daß die BüSo-
Wähler am Wahltag Zuhause bleiben,
wenn sie nicht wissen, daß die BüSo

kandidiert. Deshalb unsere Bitte an al-
le Leser: Reden Sie mit ihren Freunden,
Verwandten, Bekannten und Nach-
barn in Wiesbaden über die BüSo und
deren Programm, und reichen Sie es
herum! Wenn alle Wiesbadener nicht
nur wissen, daß die BüSo kandidiert,
sondern auch, wofür sie steht, dann
reicht es am 26. März vielleicht sogar
für mehrere Sitze!

Andere Parteien mögen sich im
Kommunalwahlkampf und im Stadt-
parlament um Nichtigkeiten streiten
wie die Frage, ab welchem Stammum-
fang Bäume nicht mehr gefällt werden
dürfen; die BüSo sieht wichtigere Auf-
gaben: Es gilt, jene Denkgewohnhei-
ten zu überwinden, die nicht nur sol-
che, sondern auch weit schlimmere
Phänomene produzieren, die einer Lö-
sung der Weltwirtschaftskrise im Wege
stehen und damit auch die Ursache der
die ganze Welt bedrohenden Gefahr
durch Kriege, Seuchen und Hunger bil-
den.

Kriegstreiber entmachten 

➤ Schon im Bundestagswahlkampf
2002 – und seither immer wieder –
warnte die Bürgerrechtsbewegung Soli-
darität (BüSo) vor „Finanzkrach und

Kriegsgefahr“. Der Krieg im Irak ist in-
zwischen eingetreten und noch lange
nicht vorüber. Deutsche Soldaten ste-
hen im Hindukusch, und geraten dort
mehr und mehr in die Schußlinie. Ein
weiterer Krieg der USA gegen den Iran
droht.

Dieser Krieg droht in einen generel-
len „Kampf der Kulturen“ auszuarten,
einen neuen „dreißigjährigen Krieg“,
diesmal zwischen dem Westen und der
islamischen Welt. Nicht, weil ein sol-
cher Konflikt in diesen Kulturen un-
vermeidlich angelegt wäre, wie es der
Propagandist Samuel Huntington be-
hauptet – das ist keineswegs der Fall! –
, sondern weil einige Leute in der west-
lichen Finanzwelt in einem solchen
Dauerkonflikt die beste Möglichkeit
sehen, ihre Macht auch unter den Be-
dingungen eines Finanzkrachs zu er-
halten.

Um den Irankrieg zu „verkaufen“,
greifen sie zu allen möglichen Tricks.
Beispielsweise, indem sie provokante
Karikaturen veröffentlichen lassen,
um empörte Reaktionen von Musli-
men zu provozieren. Diese Leute sind
keineswegs anonym. So sitzt beispiels-
weise der frühere US-Außenminister
George Shultz, der für den derzeitigen
Präsidenten George W. Bush den har-

ten Kern der sogenannten Kriegspartei
– Condoleezza Rice, Paul Wolfowitz,
Dick Cheney, Richard Perle und Do-
nald Rumsfeld – als Minister auswähl-
te und in den USA zu den lautesten
Fürsprechern einer Konfrontation mit
dem Iran gehört, im Beirat der Denkfa-
brik der dänischen Tageszeitung Jyl-
lands-Posten, in der im vergangenen
September die berüchtigten Moham-
med-Karikaturen veröffentlicht wur-
den.

Leider gibt es auch in Deutschland
und in Hessen Politiker, z.B. in der
CDU, die in populistischer Manier
Angst vor dem Islam schüren, anstatt
auf die wirklichen Hintergründe der
Eskalation hinzuweisen. Die Angst vor
dem Islam dient dabei nicht nur dem
Stimmenfang, sondern auch der
Rechtfertigung von Eingriffen in die
Verfassungsordnung, die nicht hinge-
nommen werden dürfen.

Die BüSo tut ihrerseits alles, was in
ihrer Macht steht, um der Welt, unse-
rem Land und unserer Stadt ethnische
Konflikte zu ersparen. Wir setzen auf
einen Dialog der Kulturen, der von
der Tatsache ausgeht, daß unsere eige-
ne Zivilisation auf den Leistungen
fremder Kulturen aufbaut, und daß je-
de Kultur etwas zum Fortschritt der

Die Redaktion der
Süddeutschen Zeitung ist
den Kollegen von Kurier
und Tagblatt an Einsicht
weit voraus: Mit diesem
Foto eines handgeschrie-
benem Stellschilds von
BüSo-Aktivisten illustriert
die SZ am 10. März 2006
ihren Artikel über 
die Schließung eines
Hedgefonds. 

Unsere Nachkommen sollen in einer
lebendigen, produktiven Stadt
leben können, nicht in einer
nachindustriellen Trauerlandschaft.
Links ein Blick auf die Wiesbadener
Innenstadt, rechts die Tristesse der
ehemaligen amerikanischen
Autometropole Detroit. 

Fortsetzung letzte Seitee

www.bueso.de
➥
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Menschheit beitragen kann. Und weil
für einen Dialog immer zwei Seiten
notwendig sind, müssen wir nicht nur
das Kulturgut der anderen Kulturen
kennenlernen, sondern auch die
Höhepunkte unserer eigenen Kultur.
Denn warum sollte irgend jemand sich
in unsere Gesellschaft integrieren wol-
len, wenn wir nichts Besseres bieten als
Dieter Bohlen?

Produzieren statt spekulieren

➤ Hintergrund der Konfrontationspo-
litik ist, wie gesagt, der bevorstehende
Untergang des Weltfinanzsystems, vor
dem die BüSo seit langem gewarnt hat.
Dieser Finanzkrach ist seit Jahren im
Gang – eigentlich schon seit dem Bör-
senkrach im Oktober 1987. Seither ha-
ben die Zentralbanken unter der
Führung Alan Greenspans systema-
tisch Geld gedruckt, um die Finanzspe-
kulation immer wieder neu in Gang zu
bringen. Auf die Blase der „aufstreben-
den Märkte“, die 1997/1998 platzte,
folgte die 2000/2001 geplatzte IT-Blase
der „New Economy“, die von der welt-
weiten Immobilienblase abgelöst wur-
de, deren Platzen uns jetzt bevorsteht.

Solange das frisch gedruckte Geld
nur in die Finanzblase gepumpt wurde
und dort verblieb und zirkulierte, schi-
en dies keine Inflation auszulösen. In-
zwischen trauen jedoch viele Investo-
ren dem papierenen Glück nicht mehr,
und deshalb fließt immer mehr Geld
in die Spekulation mit „greifbaren
Werten“ – Immobilien und Rohstoffe.
Und damit ist garantiert, daß es zu ei-
ner Implosion des Geldwertes kom-
men wird, die alles, was uns der Teuro
bisher schon beschert hat, bei weitem
in den Schatten stellen wird.

Aber auch ohne diese inflationäre
Wirkung hatte Greenspans Methode
fatale Wirkungen: Um diese Finanzbla-
sen ohne sichtbare Inflation immer
weiter wachsen zu lassen, mußten die
Investitionen in die Realwirtschaft
und der Lebensstandard der Bevölke-
rung drastisch zurückgeschraubt wer-
den. Dies geschah und geschieht
durch solche Mittel wie die Maastricht-
Kriterien und den Euro, durch „Heu-
schrecken“-Fonds und Hartz IV. Die
Folge ist eine Wirtschaftsdepression,
die die Statistiker vertuschen, indem
sie das Wachstum der Finanzblasen
zum Wirtschaftswachstum hinzuad-
dieren und dann behaupten, die Wirt-
schaft wachse.

Tatsächlich wächst aber nur die
Geldmenge, die reale Wirtschaft
schrumpft zunehmend. Dies sieht
man an der Zahl der
Arbeitslosen, der
Werksschließungen
und der Konkurse.
In Deutschland gin-
gen in den letzten
Jahren rund 11 Mil-
lionen Vollzeitar-
beitsplätze verloren,
offiziell haben wir
inzwischen mehr als
5 Millionen Arbeits-
lose. Hinzu kommen weitere Millio-
nen von Arbeitssuchenden, die auf die
eine oder andere Art aus der Arbeits-
losenstatistik herausgehalten werden.

Wir brauchen in Deutschland rund
zehn Millionen neue Vollzeitarbeits-
plätze, und davon muß mindestens
die Hälfte im produktiven Sektor ge-
schaffen werden. Wir brauchen ein Re-
Industrialisierungsprogramm nach
dem Vorbild des Wirtschaftswunders.
Wir müssen produzieren, nicht speku-
lieren.

DM wieder einführen

➤ Dazu muß natürlich das gesamtwirt-
schaftliche Gleichgewicht wieder her-
gestellt werden – nicht nur in Wiesba-
den, sondern in Deutschland, Europa
und weltweit. Und das ist nicht mög-
lich, solange Europa sich selbst durch
den Euro wirtschaftspolitisch hand-
lungsunfähig macht. Wir brauchen
wieder nationale Währungen, die
nicht den Kräften des „Marktes“ –
sprich: der internationalen Finanzspe-
kulation – unterworfen sind, sondern
als Instrument des wirtschaftlichen
Aufbaus dienen. Deutschland braucht
wieder die D-Mark, so, wie Frankreich
wieder den Franc und Italien die Lira
braucht.

Um ein neues Wirtschaftswunder zu

erleben, sollten wir uns an die Metho-
den des Wirtschaftswunders halten –
wenn wir das Gegenteil tun, ist es kein
Wunder, wenn auch das Gegenteil ei-
nes Wirtschaftswunders dabei heraus-
kommt.

Deshalb muß das bankrotte derzeiti-
ge Weltwährungssystem der freien De-
visenspekulation abgelöst werden
durch ein Neues Bretton-Woods-Sy-
stem, in dem die Wechselkurse ver-
bindlich sind und von den beteiligten
Nationen nach dem Prinzip des bei-
derseitigen Vorteils festgelegt werden.
Nicht die Banken, sondern die Regie-
rungen haben die Hoheit über die
Währungs- und Finanzpolitik. Und

diese Hoheit muß ge-
genüber den Banken
auch durchgesetzt
werden, wenn nötig
mit Devisen- und Ka-
pitalverkehrskontrol-
len.

Die von den Zen-
tralbanken in Umlauf
zu setzenden Geld-
mengen sind, ähnlich
wie die Mittel der Kre-

ditanstalt für Wiederaufbau zur Zeit
des Wirtschaftswunders, für Zwecke zu
reservieren und zur Verfügung zu stel-
len, die die Produktivität und den
Lebensstandard der Bevölkerung anhe-
ben helfen.

Das bedeutet: Wir müssen den Maas-
tricht- und den soge-
nannten Stabilität-
spakt kündigen – im
Interesse sämtlicher
Staaten Europas. Solan-
ge sie in Kraft sind und
unsere Regierung an
den notwendigen Inve-
stitionen hindern, be-
wirken sie nur Instabi-
lität, und bedrohen
letztendlich unsere De-
mokratie.

Natürlich führt die-
ses Thema weit über
die formelle „Zustän-
digkeit“ der Stadt Wies-
baden hinaus. Aber da
die Stadt Wiesbaden
und alle ihre Bürger
von der Krise des Welt-
finanzsystems betrof-
fen sind, muß dieses
Thema auch im Kom-
munalwahlkampf auf
den Tisch. Wir müssen
eine nationale Debat-

te über diese Frage erzwingen, sonst
hat Wiesbaden keine Zukunft, und der
Rest Europas auch nicht.

Arbeit schaffen

➤ Genauso wichtig ist aber die Debat-
te darüber, wofür das Geld verwendet
werden soll, sprich: was für Arbeits-
plätze wir brauchen. Um unsere Volks-
wirtschaft wieder auf die Beine zu brin-
gen, brauchen wir keine Sklavenarbeit
im Dienstleistungssektor, sondern gut
bezahlte Vollzeitarbeitsplätze, die ei-
ne ganze Familie ernähren können –
Arbeitsplätze, wie sie nur in der Indu-
strie zu haben sind.

Und um unsere Industrien wieder
aufzubauen, brauchen wir vor allem
große Infrastrukturprojekte und die
modernsten Technologien, wie z.B.
Kernkraftwerke und den Transrapid.
Wiesbaden sollte seine Stärke als Medi-
zin- und Chemiestadt nutzen, um sei-
nen Beitrag zur Lösung der großen
Aufgaben der Menschheit zu leisten,
die in den kommenden 50 Jahren an-
stehen. Und wenn wir das tun, dann
hat Wiesbadens Industrie auch Zu-
kunft.

Diese an sich offensichtliche Lösung
für unsere wirtschaftlichen Probleme
stößt auf zwei Hindernisse, die das
Denken unserer Politiker (und vieler
Bürger) blockieren: Erstens haben sich
in den letzten Jahrzehnten viele an

den Gedanken gewöhnt, daß die Indu-
striegesellschaft etwas „von gestern“
sei, was den Versuch, es zu erhalten,
nicht lohne – sofern sie nicht geradezu
zum Feind erklärt wurde, den es im Na-
men des Umweltschutzes zu zerstören
gelte. Die Nutzung moderner Techno-
logien wie der Kernkraft oder der Ma-
gnetbahnen wurde verteufelt, und die-
se Haltung nahmen auch jene ein, de-
nen es nicht um den vermeintlichen
Umweltschutz ging, sondern um
„schnelles Geld“. 

Typisch für diese Haltung ist die die-
sjährige Ehrung des letzten Nassauer
Herzogs Adolf als Förderer der hessi-
schen Wirtschaft – obwohl oder – sehr
vielsagend – eben weil er auf „Welln-
ess“ und die Kurbetriebe setzte, anstatt
auf Industrien: Er weigerte sich, die
Ansiedlung von Albert und Dyckerhoff
auf Nassauer Boden zu genehmigen.
(Amöneburg gehörte damals zu Hes-
sen-Darmstadt und war somit „Aus-
land“.)

Dieses „grüne“ Denken muß über-
wunden werden. Es ist die Lebenslüge
der Achtundsechziger, daß sie mit
ihren Demonstrationen gegen die
Kernkraft etwas für die Umwelt getan
haben. Im Gegenteil: Die Umweltbi-
lanz der Ökobewegung ist negativ, und
wenn der Umweltschutz Verfassungs-
gebot ist, dann ist die grüne Bewegung
verfassungswidrig. Denn die Umwelt
schützen kann man nur durch moder-

ne Technik.
Das andere Hindernis

sind jene oligarchischen
Kreise, die unter dem
Deckmantel der Globali-
sierung neue Weltreiche
aufbauen wollen und zu
diesem Zweck alles
bekämpfen, was die Wi-
derstandskräfte gegen ihre
Pläne stärken könnte. Sie
verteufeln den National-
staat und verschweigen,
daß die Kriege der Vergan-
genheit nicht von den Na-
tionalstaaten ausgingen,
sondern von der imperia-
len, supranationalen Ideo-
logie selbsternannter Im-
peratoren und „Führer“.
Sie waren es, die nach dem
Zweiten Weltkrieg über
den „Kongreß für kulturel-
le Freiheit“ die Abkehr
von den Werten der Indu-
striegesellschaft predig-
ten, sie waren es, die Mil-

lionen in die Schaffung einer indu-
striefeindlichen, grünen Bewegung in-
vestierten, und sie waren es, die
Deutschland und Europa den Euro auf-
zwangen, der sämtliche Nationen Eu-
ropas wirtschaftspolitisch handlungs-
unfähig und somit wehrlos gegen die
Umtriebe der sogenannten „Hedge-
fonds“ macht. Sie erklären uns, die
Globalisierung sei unvermeidlich. „Die
Globalisierung in ihrem Lauf hält we-
der Ochs noch Esel auf“ – klang es
nicht bei Honecker noch kurz vor sei-
nem Rücktritt ganz ähnlich?

Industrie ansiedeln

➤ Die Folgen spüren wir natürlich
auch in Wiesbaden. Auch in Wiesba-
den sind mehr als 12 % aller Arbeits-
kräfte arbeitslos; die Arbeitslosenrate
ist in Wiesbaden sogar deutlich höher
als in Hessen (10,1 %) und bundesweit
(10,2 %), wobei davon auszugehen ist,
daß die tatsächliche Arbeitslosigkeit
sogar noch größer ist. Von diesen Ar-
beitslosen hat nach den Hartz-IV-Rege-
lungen mehr als jeder Vierte keinen
Anspruch auf finanzielle Leistungen.
Alleine in den großen Industriebetrie-
ben am Rhein ging die Beschäftigung
von einem Höchststand von rund
18 000 auf inzwischen etwa 6 000
zurück.

Rund 17000 Menschen sind in Wies-
baden arbeitssuchend gemeldet; weite-
re Zehntausende haben unfreiwillig
Teilzeitarbeit oder sie schlagen sich mit
„Minijobs“ durch, weil sie von ihren
geringen Gehältern im Dienstlei-
stungsbereich ihre Familien nicht
ernähren können. Hinter der glänzen-
den Fassade des scheinbaren Wohl-
stands der Kur- und Kasinostadt lebt
also eine große Zahl von Armen. Es
fehlen rund 30 000 Vollzeitarbeitsplät-
ze, von denen etwa 15 000 im Indu-
striesektor geschaffen werden müssen
– nicht zuletzt, um das gefährliche
Übergewicht des Dienstleistungssek-
tors zu reduzieren.

Zu diesem Zweck braucht Wiesba-
den nicht nur Gewerbegebiete, in de-
nen in den letzten Jahren vor allem
Handels- und Dienstleistungsbetriebe
angesiedelt wurden, sondern auch
richtige Industriegebiete. Nur so kön-
nen auf Dauer die Arbeitsplätze und
Steuereinnahmen gesichert werden,
die eine Großstadt wie Wiesbaden
braucht, um zu existieren. 

Die derzeitige politische Führung
der Stadt tut jedoch gerade das Gegen-
teil: Frühere Industriegebiete wie das
frühere Gelände der Didierwerke, der
Ruthofwerft oder des Güterbahnhofs
West werden in Gewerbe- oder Wohn-
gebiete umgewandelt, ebenso potenti-
elle Industriegebiete wie die ehemalige
Pionierkaserne in Schierstein, so daß es
immer schwieriger wird, produzieren-
de Betriebe in Wiesbaden anzusiedeln. 

In diesem Zusammenhang ist zu
prüfen, wie der Rhein als wichtigste
Binnenwasserstraße Europas und ko-
stengünstigster Verkehrsweg für den
Gütertransport auch in Wiesbaden
stärker genutzt werden kann. Dazu
sollten die vorhandenen Häfen in
Schierstein und Kostheim und an an-
deren geeigneten Stellen verstärkt ge-
nutzt und dort Industriebetriebe ange-
siedelt werden.

Universität für 
Wiesbaden gründen

➤ Die Schwierigkeit, Industrien anzu-
siedeln, hat – neben der industrie-
feindlichen Ideologie der alten „Ach-
tundsechziger“ – auch etwas mit dem
Fehlen entsprechender Ausbildungs-
möglichkeiten zu tun. Wiesbaden ist
eine der wenigen Landeshauptstädte
und eine der wenigen deutschen Städ-
te vergleichbarer Größe ohne Univer-
sität, während die Universitäten im be-
nachbarten Mainz und in Frankfurt
immer mehr ausufern. Die Mainzer
Universität wurde für 18 000 Studen-
ten gebaut, heute studieren dort 35
000. Allein im vergangenen Semester
mußte 10 000 Bewerber abgewiesen
werden!

Trotz des Niedergangs seiner Indu-
strien ist Wiesbaden, wie schon gesagt,
immer noch ein Zentrum der Medizin
und der Chemie. Das legt nahe, die
Schwerpunkte einer künftigen Wiesba-
dener Universität im naturwissen-
schaftlichen Bereich zu setzen: Medi-

1 Alexander Hartmann, Redakteur, 44, Erbenheim 
2 Michael Weißbach, Journalist, 56, Mainz-Kastel
3 Andrea Andromidas, Apothekerin, 56, Klarenthal
4 Josef Stalleicher, kaufm. Angestellter, 56, Biebrich
5 Peter Rudolf Hummel, Programmierer, 40, Klarenthal
6 Patricia Ivanov, Reisekauffrau, 31, Südost
7 Robert Buck, Schüler, 18, Südost
8 Tillmann Müchler, Redakteur, 48, Mainz-Kostheim
9 Angelika Steinschulte, Hausfrau, 54, Mainz-Amöne-

burg
10 Lutz Schauerhammer, Fachkaufm. f. Datenverar-

beitung, 56, Rheingauviertel
11 Dr. Martin Buck, Zahnarzt, 55, Südost
12 Claude Gravier, Redakteur, 53, Südost
13 Georg Neudecker, Angestellter, 47, Hollerborn
14 Claudio Celani, Karikaturist, 52, Erbenheim

15 Michael Breton, Maurer, 46, Mitte
16 Martha Schauerhammer, Bankangestellte, 55,

Rheingauviertel
17 Christopher Lewis, Fotograf, 61, Biebrich
18 Rainer Apel, Journalist, 57, Rheingauviertel
19 Charlotte-Christine Thronell-Hartmann, Angestellte,

53, Nordost
20 Matthias Becker, Maler, 39, Erbenheim
21 Regine Müchler, Hausfrau, 49, Mainz-Kostheim
22 Hartmut Damrau, Buchhalter, 57, Westend
23 Werner Hartmann, Angestellter, 45, Nordost
24 Hans Peter Müller, Angestellter, 54, Westend
25 Edmund Steinschulte, Angestellter, 52, Mainz-Amö-

neburg
26 Caroline Hartmann, Angestellte, 46, Erbenheim
27 Ortrun Cramer, Journalistin, 57, Rheingauviertel

Die Kandidatenliste der BüSo

Das Haushaltsdefizit ist eine direkte Folge 
der Arbeitslosigkeit.

▼
Auf der Webseite 
www.bueso.de 
finden Sie die 

"Sprechende Grafik" 
Die Ursachen der Arbeitslosigkeit

Unbedingt ansehen, denn 
ohne richtige Diagnose keine

erfolgreiche Therapie! 

▲

Gruppenbild mit einigen Wiesbadener Stadtverordnetenkandidaten und der Bundesvorsitzenden Helga Zepp-
LaRouche (hinten Mitte). Der Spitzenkandidat Alexander Hartmann zweiter von rechts in der hinteren Reihe. 
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zin, Biologie, Chemie und Physik mit
ihren verschiedenen Zweigen.

Die Neugründung einer solchen
Universität könnte auch dazu beitra-
gen, das wissenschaftliche Leben in
Deutschland aus seiner doktrinären
Sackgasse – man denke an die Debat-
ten über das Ozonloch oder die Reak-
tion auf das Phänomen der Kalten Fu-
sion – herauszuführen. Auch im 18.
und 19. Jh. ging von den Neugründun-
gen in Göttingen und Berlin eine re-
volutionäre Wirkung auf das wissen-
schaftliche Leben (nicht nur Deutsch-
lands) aus. So etwas schwebt uns auch
für Wiesbaden vor.

Denn es gibt vieles, was erforscht
werden muß, wenn die menschliche
Zivilisation überleben soll: Die Öl- und
Gaskrise wirft die Frage auf, wie die für
die Zukunft der Menschheit notwendi-
gen Rohstoffe erzeugt oder durch an-
dere ersetzt werden können. Wenn wir
für alle Menschen weltweit menschen-
würdige Lebensbedingungen schaffen
wollen, wird sich der Bedarf an Roh-
stoffen vervielfachen. Die fossilen
Rohstoffe – u.a. auch Wasser! – werden
dann schneller verbraucht werden, als
sie neu entstehen. Wir müssen also
Wege finden, wie wir selbst in kürzerer
Zeit Rohstoffe erzeugen können, als
die Natur dies selbst tut.

Dazu müssen wir uns von Erdöl und
Erdgas als Energieträger unabhängig
machen. Das ist nur durch die Kern-
technik möglich, denn für den Ein-
stieg in die „Wasserstoffgesellschaft“
sind enorme Mengen an Energie not-
wendig, für die wir Hochtemperatur-
reaktoren oder Fusionskraftwerke
brauchen. Und dazu brauchen wir so-
wohl die Naturwissenschaftler, die
hierfür Lösungen finden, als auch
Fachkräfte, die solche Anlagen später
betreiben können. Die Existenz eines
entsprechenden Forschungs- und Bil-
dungszentrums in Wiesbaden wäre ein
wichtiger Beitrag zur Verbesserung der
Standortbedingungen für die Wiesba-
dener Industrie.

Gleichzeitig zeigen uns die schnelle
Ausbreitung von SARS
und nun der Vogelgrippe,
daß Krankheiten, die in
anderen Teilen der Welt
ausbrechen, auch uns im
„reichen“ Westen bedro-
hen. Was ist, wenn in der
Vogelgrippe-Erreger in
Asien oder in Afrika mu-
tiert und sich in ein Grip-
pevirus verwandelt, das
leicht von Mensch zu
Mensch übertragen wer-
den kann? Wo sind dann
die Krankenhauskapazi-
täten und die aus-
gebildeten Fachkräfte,
um die Grippeopfer zu versorgen? Wo
sind die Labors, die schnell und in aus-
reichender Menge Grippeimpfstoffe
entwickeln und herstellen können?
Was ist mit anderen, altbekannten
oder neuen Seuchen, wie z.B. Tuberku-
lose oder AIDS? Was geschieht mit un-
serer Nahrungsmittelversorgung,
wenn sich neue Krankheiten oder
Schädlinge in den patentierten Mono-
kulturen der globalen Nahrungsmittel-
kartelle ausbreiten? Es gilt, nicht nur
Krankheiten wie AIDS, Grippe, Krebs
oder Alzheimer zu besiegen, sondern
auch grundsätzliche Fragen zu klären,
etwa die offensichtliche – was ist Le-
ben?

Allerdings sollte dabei neben der le-
benden und der toten Materie als drit-
ter Schwerpunkt auch die Erforschung
der Rolle des kreativen menschlichen
Geistes als gestaltende Kraft im Uni-
versum verfolgt werden. Die Univer-
sität sollte daher auch Fakultäten für
Philosophie, Kunst und Musik einrich-
ten.

Die Gründung einer Universität in
Wiesbaden würde Arbeitsplätze in
Wiesbaden schaffen und etlichen jun-
gen Bewohnern der Stadt das Auswan-
dern oder Pendeln zum Zweck des Stu-
diums ersparen. Aber noch wichtiger
wäre die Wirkung einer solchen Uni-
versität auf die soziale Entwicklung der
Stadt. Wiesbaden sollte, gerade weil es
als Landeshauptstadt und Kurstadt da-
zu tendiert, sich zur „Bürokraten- und
Rentnerstadt“ zu entwickeln, dieser
Tendenz ganz bewußt entgegenwir-
ken. Dazu dient einerseits die gezielte
Ansiedlung produktiver Industriebe-
triebe, und andererseits die Ausbil-

dung der für diese Industrien notwen-
digen Arbeitskräfte.

Investieren statt privatisieren

➤ Entgegen der Versicherungen neoli-
beraler Markttheologen sind die Regie-
rungen die einzigen Institutionen, die
in Krisenzeiten überhaupt noch hand-
lungsfähig sind. Gleichzeitig ist der
Staat dem Gemeinwohl verpflichtet.
Aufgaben wie die Strom- und Wasser-
versorgung, die Verkehrsbetriebe, die
Müllabfuhr, Schulen, Krankenhäuser,
Schwimmbäder etc. sind für das Wohl-
ergehen und die Gesundheit der Wies-
badener Bevölkerung unverzichtbar.
Ihr geordneter Betrieb muß unter allen
Umständen aufrechterhalten bleiben,
und die finanzielle Belastung für die
Bevölkerung muß weitmöglichst be-
grenzt werden.

Das kann man nicht dem „Markt“
anvertrauen. Die Beispiele Kaliforni-
ens, wo aufgrund der Privatisierung die
Strompreise explodierten und die
Stromversorgung zusammenbrach,
Englands, wo das Eisenbahnnetz funk-
tionsunfähig und die Trinkwasserver-
sorgung gefährdet wurde, und Wa-
shingtons, wo die Privatisierung und
Schließung von Krankenhäusern den
Zusammenbruch der Notfallversor-
gung der Bevölkerung zur Folge hatte,
zeigen, wohin die Idolisierung des
„freien Marktes“ führt.

Auch in Wiesbaden treibt die Priva-
tisierungswut Blüten: Hier wurde,
nachdem sich die Hamburger Hoch-
bahn AG bei der städtischen Verkehrs-
gesellschaft ESWE eingekauft hatte, ei-
ne neue Busverkehrsgesellschaft ge-
gründet, die WIBUS. Sie machte sich
gleich zu Beginn lächerlich – nicht
nur, weil etliche ihrer Fahrer sich
zunächst bei den Fahrgästen nach dem
richtigen Weg erkundigen mußten,
sondern auch, weil die in Dienst ge-
stellten Hamburger Busse nicht berg-
tauglich waren. Nach Angaben der Lo-
kalpresse erhalten die WIBUS-Fahrer
monatlich rund 300 Euro weniger als

ihre Kollegen in den alteingesessenen
Busbetrieben; und da sie vorzugsweise
abends und am Wochenende einge-
setzt werden, verlieren auch diese Kol-
legen ihre bisherigen Zuschläge.

Ähnlich ist es bei der Bahngesell-
schaft Vectus, an der das Land Hessen
und mehrere Landkreise beteiligt sind
und die inzwischen die Ländchesbahn
betreibt. Selbst wenn uns bei der WI-
BUS ein ähnliches Debakel wie in Han-
au erspart bleiben sollte, ist eine solche
„Lösung“ auf dem Rücken der Busfah-
rer und des Bahnpersonals moralisch
nicht vertretbar. Sie ist ein Beispiel für
den „Asozialismus“ Marke Koch &
Müller, den es zu überwinden gilt.

Soweit irgend möglich, sind daher
bereits erfolgte Privatisierungen rück-
gängig zu machen; andernfalls ist dar-
auf hinzuwirken, daß die privaten Be-
treiber einer strengen Kontrolle und
Regulierung unterliegen werden.
Nicht die kommunalen Betriebe sind
den Bedingungen des Wettbewerbs auf
dem „freien Markt“ zu unterwerfen,
sondern ihre etwaigen privaten Kon-
kurrenten den Forderungen des Ge-
meinwohls.

Infrastruktur modernisieren

➤ Eines der großen Probleme Deutsch-
lands sind die nach 30 Jahren, in de-
nen der Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur aus ideologischen und finan-
ziellen Gründen verschleppt worden
ist, in vieler Hinsicht unzureichenden
Verkehrskapazitäten. Davon ist auch
Wiesbaden betroffen, und daran hat
auch der Bau der ICE-Linie Frankfurt-
Köln nichts Grundsätzliches geändert.

Deshalb setzt sich die BüSo dafür
ein, die bestehenden Verkehrssysteme
durch den Bau eines gesamteuropäi-
schen, umfassenden Magnetbahnnet-
zes zu ergänzen. Nur so kann die Über-
lastung der Autobahnen wirksam be-
seitigt und das Ausufern des Flugver-
kehrs, unter dessen Lärm auch die Be-
wohner Wiesbadens leiden, begrenzt
werden. Natürlich muß Wiesbaden an
dieses Magnetbahnnetz angeschlossen
werden.

Wiesbaden braucht auch dringend
ein effizienteres Nahverkehrssystem.
Erst jüngst ergab eine Studie, daß eine
direkte Bahnverbindung zwischen den
Innenstädten von Mainz und Wiesba-
den die Zahl der täglichen Benutzer
der Bahn von 7 000 auf 42 000 pro Tag
erhöhen würde. Dementsprechend
würde der Pendlerverkehr mit dem
Pkw nach Wiesbaden – derzeit kom-
men täglich rund 65 000 Menschen
aus dem Umland nach Wiesbaden, um
hier zu arbeiten – abnehmen.

Die BüSo befürwortet hierzu als
wichtigsten Schritt die unterirdische
Verlängerung der S-Bahnlinien vom
Hauptbahnhof über die Rhein-Main-
Halle bis zum Kureck. Dadurch kön-
nen sämtliche S-Bahnen (und bei einer
Elektrifizierung und Reaktivierung
auch die Ländchesbahn und die Aar-
talbahn) mit dem geringsten Aufwand
bis in die Innenstadt geführt werden.

Ein zweiter ergänzender und relativ
kostengünstiger Schritt wäre die Ver-
dichtung des Haltestellennetzes der S-
Bahnen. Neben dem schon beschlosse-
nen Bau des neuen S-Bahnhofs Kost-
heim sollten Stationen am Theodor-
Heuss-Ring (zur Anbindung des Ge-
werbegebiets an der Mainzer Straße
und des Kulturparks) und an der Fried-
rich-Bergius-Straße südlich der Sied-
lung Gräselberg (zur Anbindung des
Gewerbegebietes Äppelallee, der Sied-
lung Gräselberg und des Kallebades
einschließlich des geplanten neuen
Hallenbades) geschaffen werden.

Des weiteren sollte die Aartalbahn
als elektrifizierte und zweigleisige S-

Bahnstrecke zwischen dem
Hauptbahnhof und Bad Schwal-
bach (und evtl. weiter bis
Diez/Lahn), mit neuen Halte-
stellen an der Biebricher Allee,
an der Schiersteiner Straße
(Behördenzentrum Schierstei-
ner Berg und Europaviertel) und
am Kohlheck (sowie in Taunus-
stein) reaktiviert werden. Auch
die Ländchesbahn von Wiesba-
den nach Niedernhausen sollte
zweigleisig ausgebaut und elek-
trifiziert werden. Ein sinnvolles
Neubauprojekt ist der Bau einer

neuen S-Bahn-Strecke über Er-
benheim, Nordenstadt, Wallau,

das Wallauer Gewerbegebiet, Dieden-
bergen, Marxheim und Kriftel nach
Frankfurt-Höchst (und von dort weiter
nach Frankfurt).

Auch der Bau einer sogenannten
Stadtbahn ist aus unserer Sicht sinn-
voll – sofern er im Innenstadtbereich
unterirdisch erfolgt. Er kann allerdings
die Verlängerung der S-Bahnen bis in
die Innenstadt nicht ersetzen.

Wohnungen bauen

➤ Wie andere Großstädte auch leidet
Wiesbaden unter der starken Zunahme
des fließenden und ruhenden Straßen-
verkehrs. Zum Teil ist die Zunahme des
Verkehrs eine Folge des Bevölkerungs-
wachstums – seit dem Fall der Mauer
wuchs die Bevölkerung Westdeutsch-

lands um etwa 10%. Die Bevölkerung
der Stadt Wiesbadens wuchs jedoch in
dieser Zeit kaum – vielmehr wurde das
Umland zersiedelt, aus dem die Men-
schen in die Stadt kommen, um hier
zu arbeiten, einzukaufen oder das kul-
turelle Angebot zu nutzen. Allein
65 000 Pendler kommen jeden Tag in
die Stadt, ein großer Teil davon mit
dem Pkw.

Dies wäre nicht so, gäbe es in Wies-
baden ausreichenden billigen Wohn-
raum. Das wirksamste Mittel gegen ho-
he Mieten ist ein preisgünstiges Wohn-
angebot durch den öffentlichen und
sozialen Wohnungsbau, mit dem die
Menschen aus dem Umland in die
Stadt zurückgeholt werden. In Wiesba-
den ist die Zahl der Sozialwohnungen
in den letzten Jahren jedoch von
25 000 auf 12 000 gesunken! 4 500
Neuanträgen jährlich stehen nur rund
1 000 freiwerdende Sozialwohnungen
gegenüber, und diese Diskrepanz wird
sich nach Lage der Dinge – Stichwort:
Massenarbeitslosigkeit – weiter ver-
schärfen.Auch der Rückgang des sozia-
len Wohnungsbaus ist eine Folge der
neoliberalen Wirtschaftsideologie, die
das Gemeinwohl privaten Interessen
opferte. Die Kommunalpolitik sollte
hier auf eine Rücknahme der Deregu-
lierungsmaßnahmen der letzten Jahre
hinwirken. 

Um den Nachfragedruck auf dem
Wiesbadener Mietwohnungsmarkt zu
reduzieren, der die Mieten in die Höhe
treibt, muß die Zahl der neu gebauten
Wohnungen in Wiesbaden ausgewei-
tet werden. Die Stadt Wiesbaden ist
hier gefordert, denn die privaten Inve-
storen werden, sofern sie nicht für den
eigenen Bedarf bauen, nur dann inve-
stieren, wenn die Mieten hoch sind.
Das Ziel muß jedoch sein, das Mietni-
veau zu senken. Wir brauchen nicht

Hunderte von neuen Wohnungen,
sondern Tausende, um die Landflucht
rückgängig zu machen. Dann werden
wir auch genug Schüler haben, um un-
sere Schulen vor der Schließung zu be-
wahren.

Dabei ist auf eine gute Anbindung
der neuen Siedlungen an den öffentli-
chen Nahverkehr, insbesondere an das
Schienennetz, zu achten. Ein derarti-
ges öffentliches Wohnungsbaupro-
gramm könnte neben den Mittel aus
der „Fehlbelegungsabgabe“ (und den
eingesparten Wohngeldmitteln) z.B.
aus Mitteln der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau finanziert werden und wür-
de helfen, im Wiesbadener Bausektor
Arbeitsplätze zu erhalten oder wieder
zu schaffen.

Umfassend bilden 

➤ Auch im Bildungssektor muß vieles
bewegt werden. Das betrifft einerseits
die materielle Grundlage des Unter-
richts, also die finanziellen Mittel zur
Instandhaltung der Schulgebäude, die
Ausstattung der Schulen mit Unter-
richtsmaterial und Personal, anderer-
seits organisatorische Fragen wie die
Schulform, und schließlich, am wich-
tigsten, die inhaltliche Gestaltung des
Unterrichts (die jedoch in den Kompe-
tenzbereich der Landespolitik fällt).

Dabei ist auch die Problematik des
hohen Anteils von Ausländerkindern
zu berücksichtigen. Da die Schulbil-
dung der nächsten Generation die
wichtigste Investition in die Zukunft
ist, ist diesem Bereich bei der Auftei-
lung der finanziellen Mittel auch in
Zeiten finanzieller Engpässe sehr hohe
Priorität einzuräumen.

Ziel des Schulunterrichts muß es
sein, allen Kindern die bestmögliche
Schulbildung zukommen zu lassen. In-
zwischen geht man jedoch davon aus,
daß bei fast einem Viertel aller Schul-
abgänger die Berufstauglichkeit über-
haupt in Frage gestellt ist – d.h. sie
sind so schlecht ausgebildet, daß ih-
nen die Grundvoraussetzungen feh-
len, um irgendeinen Beruf zu erlernen! 

Dies ist nicht nur die Folge der ver-
breiteten Unterhaltungskultur, die ei-
ne starke Verminderung der Konzen-
trationsfähigkeit bewirkt, es ist para-
doxerweise auch die Folge des Ver-
suchs, die Schüler an den Schulen
nicht auf das Leben, sondern auf den
Beruf vorzubereiten. Der Schwerpunkt
des Unterrichts liegt heute auf der Ver-
mittlung von Informationen und
„Kulturtechniken“, nicht aber auf der
Entwicklung der Denkfähigkeit –
und dies hat sich als schwerer Fehler
herausgestellt. Die LaRouche-Jugendbewegung leistet Pionierarbeit auf pädogogischem

Gebiet, hier bei der gemeinsamen Arbeit an einem geometrischen Modell. 

In China verkehrt der deutsche Transrapid bereits,
und wann hält er in Wiesbaden? 

Neokonservative Scharfmacher eskalieren im Moment vorsätzlich
ein Szenario, das Samuel Huntington in den 90er Jahren als „Zu-

sammenstoß der Zivilisationen“ populär machte. Die Mohammed-Ka-
rikaturen der Jyllands-Posten, die Sprengung des heiligen schiitischen
Schreins der Askaria-Moschee in Samarra und die geplanten Angriffe
gegen den Iran sind alles Facetten dieses gefährlichen und verbreche-
rischen Spiels. Wir wollen in dieser ernsten Situation bewußt ein ande-
res, wirkungsvolles Mittel einsetzen: die Macht der Ideen und die
Macht der Musik und Poesie. Der Barbarei setzen wir die Schönheit der
deutschen, arabischen und persischen Dichtung, der Menschenverach-
tung die Liebe zur Menschheit entgegen.
Rückert, der Dichter, genialer Sprachwissenschaftler und Übersetzer,
ist hierfür die geeignete Stimme. Schon früh bildete sich in ihm die Lie-
be zu den Sprachen des Orients, von denen er rund 40 beherrschen
lernte. Für ihn war Poesie die „Muttersprache des Menschenge-
schlechts“ und daher das ideale Medium der Verständigung über Kon-
tinente und Jahrtausende hinweg. Und so verdanken wir ihm den Zu-
gang zu einer großen Fülle von Gedichten des arabischen, persischen,
indischen, ja des gesamten östlich-orientalischen Sprach- und Kultur-
raums.
Lassen Sie sich einladen zu einem wahren, erhebenden „Dialog der Kul-
turen“, den Helga Zepp-LaRouche seit Jahren praktiziert und lebt und
zu dem Friedrich Rückert unsterblich beigetragen hat.

Die Stadtratskandidaten der BüSo laden ein:

Nein zum Kampf der Kulturen!
WELTPOESIE ALLEIN IST WELTVERSÖHNUNG

Helga Zepp-LaRouche
Bundesvorsitzende, Bürgerrechtsbewegung Solidarität

und

Friedrich Rückert
DICHTER, PHILOLOGE UND ÜBERSETZER

Sonntag, 19.03.2006, 16:00h
Georg-Buch-Haus, Großer Saal, Wellritzstr. 38, Wiesbaden

Rufen Sie uns an: Tel. 0611/7365353

➥
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Realitätsverleugnung beispielsweise dem
Erzeuger der gigantischsten Finanzbla-
sen der Nachkriegsgeschichte, Alan
Greenspan, dafür auch noch das Bun-
desverdienstkreuz verleihen, oder al-
len Ernstes die Kriegstreiber John Bol-
ton und Kenneth Timmerman, die
maßgeblich daran beteiligt waren, den
Irakkrieg herbeizulügen, für den Frie-
densnobelpreis vorschlagen.

Notwendig ist stattdessen in allen
Gremien, in die Bürger zu dem Zweck
hineingewählt wurden, damit sie auf-
tretende Probleme im Interesse des
Gemeinwohls lösen, eine große und
umfassende Debatte, wie diese alles an-
dere bestimmenden großen Probleme
zu lösen sind. Und damit bei dieser
Debatte etwas Produktives heraus-
kommt, muß man die Leute von der
BüSo einbeziehen, die sich seit Jahren
mit den jetzt dringend erforderlichen
Maßnahmen zur Überwindung der
Krise befaßt haben.
■ Der Irankrieg kann verhindert wer-

den, aber nur wenn die Opposition
gegen das Regime Bush-Cheney, vor
allem die LaRouche-Bewegung, aus-
reichend unterstützt wird und der
schießwütige Vizepräsident Cheney
aus dem Amt entfernt wird.

■ Die Arbeitslosigkeit kann überwun-
den werden, sogar Vollbeschäfti-
gung ist möglich, wenn der Maas-

trichter Vertrag endlich ad acta ge-
legt wird und Europa auf den Kurs
eurasischer Entwicklung um-
schwenkt.

■ Die einzig vernünftige Antwort auf
den ins Haus stehenden Finanz-
krach ist eine internationale Regie-
rungskonferenz, bei der wie 1944 in
Bretton Woods die Eckpfeiler eines
neuen Weltwährungs- und Kreditsy-
stems vereinbart werden, wobei die
prinzipielle Hoheit über die Geld-
und Kreditschöpfung wieder den In-
stitutionen der Republik und des
Gemeinwohls übergeben wird.

BüSo zu Rate ziehen

Dafür kämpft die BüSo, genau wie die
LaRouche-Bewegung in den USA und
weltweit, und darum geht es auch hier
in Wiesbaden. Denn vom Ausgang
dieses Kampfes hängt es ab, ob Wies-
baden in 50 Jahren eine nachindu-
strielle Hölle oder eine lebendige, mo-
derne, produktive Stadt ist, in der un-
sere Kindes- und Kindeskinder in sinn-
vollen Berufen an ihrer eigenen Zu-
kunft bauen. 

Deswegen ist es nötig, daß die BüSo
in gewählter Position mitredet in
Wiesbaden. Und deswegen sollten Sie,
liebe Mitbürger, den 27 BüSo-Kandida-
ten am 26. März ihre 81 Stimmen ge-
ben.

…und jetzt erst recht:

DIALOG DER KULTUREN

BüSo
Bürgerrechtsbewegung
Solidarität

in die Stadtverordneten-
versammlung
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Gerade das, was die Bildungsrefor-

men der sechziger und siebziger Jahre
als „unnötigen Bildungsballast“ aus
den Lehrplänen geworfen haben, war
es, was den Schulabgängern des Hum-
boldtschen Bildungssystems eine soli-
de Grundlage für eine spätere Berufs-
wahl, aber auch die Voraussetzungen
für die verantwortungsvolle Wahrneh-
mung der Rechte und Pflichten als
Staatsbürger gegeben hatte. An dieser
Fehlentwicklung tragen die Bildungs-
politiker der Union nicht weniger
Schuld als die der SPD.

Das Ziel der Schulpolitik muß es
sein, die Menschen auf das Leben in
einer wiederaufgebauten Industriege-
sellschaft vorzubereiten. Da alle
Schüler einmal in der Lage sein sollen,
sich am staatsbürgerlichen Leben –
mindestens als kompetenter Wähler –
zu beteiligen.

Die Spezialisierung als Vorbereitung
auf einen bestimmten Beruf sollte erst
dann erfolgen, wenn sich der Schüler
für ein bestimmtes Berufsfeld entschie-
den hat – also nicht zu früh. Hat er an
den Schulen das Denken, und somit
das Lernen, gelernt, so kann er sich
das, was er für einen bestimmten Beruf
zusätzlich lernen muß, leicht aneig-
nen. Neben dem Fachunterricht sind
daher vor allem kulturelle Aktivitäten

von Bedeutung, etwa das Singen im
Schulchor, Unterricht in Instrumental-
musik, Schulorchester, etc.

Von entscheidender Bedeutung ist
nicht zuletzt die Größe der Schulklas-
sen. Die BüSo setzt sich dafür ein, die
Schülerzahl pro Klasse auf 18 Schüler
zu senken. Dazu muß die Zahl der Leh-
rer entsprechend vergrößert werden, es
sind auch große Investitionen in die
Zahl und Ausstattung der Unterrichts-
räume erforderlich. Die Ausstattung
der naturwissenschaftlichen Labors
und der Schulbibliotheken ist wich-
tiger als der Anschluß ans Internet!

Die ausufernde Praxis des Schul-
„Sponsoring“ hingegen lehnt die BüSo
ab. Die Qualität der Bildung darf nicht
davon abhängig gemacht werden, ob
sich ein Privatinvestor findet, der sich
irgendwelche speziellen Vorteile da-
von verspricht, in eine bestimmte
Schule zu investieren; zumal dies in al-
ler Regel bedeutet, daß er nicht in an-
dere Schulen investiert. Unsere Schüler
haben ein Recht darauf, in ausrei-
chend geheizten und instand gehalte-
nen Räumen unterrichtet zu werden.
Hier liegt die Aufgabe des Staates und
der Kommunen darin, die benötigten
Mittel durch Erhebung der notwendi-
gen Steuern sicherzustellen und ge-
recht unter allen Schulen aufzuteilen;

diese Aufgabe darf nicht auf private In-
teressen abgeschoben werden! 

Ausländer integrieren

➤ Ein weiteres Problem, das gelöst
werden muß, ist der Unterricht von
Ausländerkindern. Ihnen ist mit ei-
nem gemeinsamen Unterricht mit
deutschen Kindern, der aus Gründen
der Integration der ausländischen Mit-
bürger grundsätzlich anzustreben ist,
erst dann gedient, wenn ihre Deutsch-
kenntnisse genügen, um dem Unter-
richt folgen zu können. Für Ausländer-
kinder der zweiten Generation ist dies
in der Regel kein großes Problem.

Anders liegt der Fall bei Kindern aus
Familien, die noch nicht lange in
Deutschland sind. Für Kinder, die die
deutsche Sprache nicht beherrschen,
sollte daher wenigstens an den Grund-
schulen muttersprachlicher Unterricht
angeboten werden, mit einem starken
Schwerpunkt auf der Erlernung der
deutschen Sprache. Ziel sollte sein, daß
diese Kinder beim Übergang in die Se-
kundarstufe sowohl die deutsche Spra-
che als auch den für ihre Altersklasse
angemessenen Lehrstoff beherrschen.

Für ältere Schüler, die aus fremden
Ländern kommen, ohne die deutsche
Sprache zu beherrschen, ist zunächst
ein halbjähriger Intensivkurs in deut-
scher Sprache vorzuziehen, bevor sie
dann ihrem Kenntnisstand gemäß ein-
geschult werden.

Ein weiterer Aspekt der Integration
von Ausländern ist, daß alle diese Aus-
länder Kulturen repräsentieren, von
denen wir Deutsche lernen können.
Was wäre die Welt ohne die kulturellen
Leistungen der Griechen, Ägypter, In-
der und Chinesen, ohne Puschkin,
Cervantes oder Shakespeare? Umge-
kehrt – was wäre die Welt ohne die kul-
turellen Leistungen Deutschlands, oh-
ne Schiller, Goethe, Lessing, ohne
Beethoven, Bach oder Brahms?

Ein wichtiges Mittel, einen Konflikt
der Kulturen zu vermeiden, ist es, die
hier lebenden Menschen – Deutsche
und Ausländer – mit diesen Errungen-
schaften bekannt zu machen. Dies
sollte schon in den Schulen einen
Schwerpunkt des Unterrichtsstoffs bil-
den. Alle Aktivitäten, die darauf ausge-
richtet sind, diesen „Dialog der Kultu-

Als die OSZE im Sommer 2000 die Durchführung
der Kommunalwahlen im Kosovo organisierte, er-
ließ sie u.a. „Verhaltensregeln“ für die Wahlbericht-
erstattung. Darin wurden alle Medien und Journali-
sten verpflichtet, „der Öffentlichkeit akkurat und
ausgewogen Informationen über die Ansichten und
Aktivitäten der für die lokalen Wahlen zugelassenen
Kandidaten zu liefern ... Sie werden durch diese
Verhaltensregeln auch verpflichtet, in allen ihren
Berichten nach Richtigkeit, Fairness und Unpartei-
lichkeit zu streben.“ (Quelle: Presseerklärung der
OSZE vom 1. August 2000.)
Am 14. September 2000 veröffentlichte die OSZE
eine weitere Presseerklärung, in der sie die albani-
schen Medien ausdrücklich auffordert, den kleinen
Parteien mehr Raum in ihrer Berichterstattung ein-
zuräumen. Ausdrücklich heißt es darin: „Die gegen-
wärtige Polarisierung des albanischen politischen
Spektrums sollte den Sendern nicht als Vorwand
dienen, einzelne Parteien oder Kandidaten zu dis-

kriminieren und deren Fähigkeit zu beeinträchti-
gen, ihre Botschaft durch die Medien den Wählern
zu übermitteln... Allen Spielern sollten in vernünfti-
ger und fairer Weise Zeit und Aufmerksamkeit ge-
widmet werden.“
Was im Jahr 2000 unter den bürgerkriegsähnlichen
Bedingungen in Albanien und im Kosovo galt, soll-
te erst recht unter den friedlichen Bedingungen ei-
ner Kommunalwahl in Deutschland gelten.
Das scheinen jedoch die Redaktionen von Wiesba-
dener Kurier und Wiesbadener Tagblatt, beide zur
marktbeherrschenden Verlagsgruppe Rhein-Main
gehörig, anders zu sehen. Bis auf eine Kurzmeldung
am 28. Januar, in der auch die Zulassung der Kandi-
datenliste der Bürgerrechtsbewegung Solidarität
erwähnt wurde, haben beide Zeitungen über die
BüSo mit keinem Wort berichtet. Der Kurier unter-
schlägt die BüSo sogar in Vollständigkeit vortäu-
schenden Übersichtstabellen über zur Wahl stehen-
den Parteien und führt so die eigenen Leser irre.

Wiesbadener Kommunalwahl unter OSZE-Standard?

ren“ zu fördern, sollten von der Stadt
nach Kräften gefördert werden.

Das kulturelle Leben fördern

➤ Ein weiteres Projekt, das in diesem
Kontext sinnvoll wäre, wäre ein tech-
nisches Museum nach dem ursprüngli-
chen Konzept des Deutschen Mu-
seums in München, mit dem Ziel, die
Jugend wieder für Wissenschaft, For-
schung und Technologie zu begeistern.
Nur so kann der Absturz unserer Ge-
sellschaft zu einer nachindustriellen
Dienstbotengesellschaft aufgehalten
werden. Schon jetzt ist Deutschland
dabei, viele für die internationale Kon-
kurrenzfähigkeit wichtige Fähigkeiten
einzubüßen, weil die entsprechenden
Perspektiven fehlen und die Jugendli-
chen sich daher bei der Berufswahl an-
derweitig orientieren. Ohne Kernphy-
siker und -techniker können wir die
Kernkraftwerke nicht weiterbetreiben
– aber auch nicht stillegen! 

Dabei könnte an die wissenschaft-
lich-technische Tradition Hessens an-
geknüpft werden. Pioniere der Technik
und der Wissenschaft wie z.B. der aus
dem Taunus stammende Nikolaus Ot-
to, Carl von Linde oder Paul Ehrlich
können unserer Jugend als Vorbild die-
nen. Noch wichtiger ist natürlich die

Vermittlung der kreativen Denkweise
eines Nikolaus von Kues, Johannes
Kepler, Gottfried Wilhelm Leibniz,
Carl Friedrich Gauß, Bernhard Rie-
mann oder Georg Cantor. 

Friedrich Schiller stellt in seinen
Briefen über die ästhetische Erziehung des
Menschen fest, daß in Zeiten, in denen
die Elite dekadent und das Volk ver-
roht ist, die Voraussetzungen für die
Schaffung „des vollkommensten
Kunstwerks, der Bau der politischen
Freiheit“, nur vom Künstler geschaffen
werden können. Unsere derzeit vor-
herrschende Unterhaltungskultur ist
allerdings überwiegend dekadent und
barbarisch. In diesem Zusammenhang
spielt also die städtische Kulturpolitik
eine politische Rolle von fundamenta-
ler Bedeutung. Sie entscheidet letzt-
lich, ob die Demokratie Bestand hat,
oder nicht. 

Aber der Staat kann es nicht anord-
nen, daß die Künstler eine Kultur her-
vorbringen, die die Menschen so ver-
edelt, daß sie demokratiefähig werden.
Aber er kann Künstler fördern, die die-
sem Anspruch gerecht werden – und er
kann es bleiben lassen, wenn sie es
nicht tun, bzw. wenn ihre „Kunstwer-
ke“ die sowieso schon vorhandene
Tendenz zur Dekadenz und Verrohung
noch verstärken. 

So wählt man die BüSo!
Das hessische Kommunalwahlrecht ist kompliziert, denn jeder Wähler hat ge-
nau so viele Stimmen, wie das zu wählende Gremium Sitze hat. In Wiesbaden
bedeutet dies: Jeder Wähler hat 81 Stimmen. Von diesen 81 Stimmen kann man
jedem Kandidaten bis zu 3 Stimmen geben (kumulieren); da die BüSo 27 Kan-
didaten aufgestellt hat, können Sie der BüSo-Liste (Liste 7) alle 81 Stimmen ge-
ben — dazu machen Sie einfach ihr Kreuz im Feld neben der Listenbezeichnung
(im Fall der BüSo auf dem Stimmzettel ganz rechts oben).

…Wiesbaden in 50 Jahren
Fortsetzung von Seite Ie


